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Inhalt: Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen des Forſtgeſetzes für das ehemalige Amt 
Olpe im Kreiſe Olpe, Regierungsbezirk Arnsberg, vom 6. Januar 1810., S. 418. — Geſetz, be 
treffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, S. 418. 


(Ir. 8342.) Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen des Forſtgeſetzes für 
das ehemalige Amt Olpe im Kreiſe Olpe, Regierungsbezirk Arnsberg, vom 
6. Januar 1810. Vom 27. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

verordnen, mit an beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für das 

ehemalige Amt Olpe im Kreiſe Olpe, Regierungsbezirk Arnsberg, was folgt: 
Einziger Paragraph. 


1 17 Dienſteinkommen des Oberförſters für das ehemalige Amt Olpe 
efteht: 


a) in einem penſionsberechtigten baaren Gehalt, 


b) in einer dem Bedürfniß entſprechenden nicht penſionsberechtigten Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung. 


Gehalt und ee werden nach Anhörung der Ver: 
tretung des Bezirks von der Königlichen Regierung zu Arnsberg nach Maßgabe 
der für die Kommunal⸗Oberförſter beſtehenden Grundſätze feſtgeſetzt. 

Die Vertretung des 77 8 wird aus den Sl der zum ehemaligen 
Amt Olpe gehörigen Gemeinden gebildet. Der Landrath des Kreiſes Olpe be- 
ruft die Bezirksvertretung und leitet ihre Berathungen, für welche im Uebrigen 
die bezüglich der Amtsverſammlungen in der Provinz Weſtfalen jetzt oder künftig 
geltenden Beſtimmungen zur Anwendung kommen. 

Die entgegenſtehenden Vorſchriften des Forſtgeſetzes für das ehemalige Amt 


E Olpe vom 6. Januar 1810. find aufgehoben. 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. Juli 1875, 
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I. Allgemeine Ber 


ſtimmung. 


. Schutzmaßregeln 


zur Abwendung von 
Gefahren. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f . Ze 
Gegeben Bad Ems, den 27. Juni 1875. 


(L. S) Wilhelm 


Fürſt v. Bis marck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
5 v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


U 


(Nr. 8343.) Geſetz, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften. Vom 6. Juli 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


Seil; 

Die Benutzung und Bewirthſchaftung von e d unterliegt 
nur denjenigen landespolizeilichen Beſchränkungen, welche urch das gegenwärtige 
Geſetz vorgeſchrieben oder zugelaſſen ſind. 

Die über die Beauffichtigung, Benutzung und Bewirthſchaftung der Staats-, 
Gemeinde, Korporations⸗ Genoſſenſchäfts und Inſtitutenforſten, ſowie der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen ſogenannten Bondenholzungen beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften bleiben jedoch in Kraft. | 

$. 2. 

In Fällen, in denen: 


a) durch die Beſchaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundſtücke, 
öffentliche Anlagen, natürliche oder künſtliche Waſſerläufe der Gefahr 
der Verſandung, 

b) durch das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von 
Waſſerſtürzen in hohen Freilagen, auf Bergrücken, Bergkuppen und 
an Berghängen, die unterhalb gelegenen nutzbaren Grundſtücke, 
Straßen oder Gebäude der Gefahr einer Ueberſchüttung mit Erde 
oder Steingeröll, oder der Ueberfluthung, ingleichen ehr gelegene 
Grundſtücke, öffentliche Anlagen oder Gebäude der Gefahr des Nach⸗ 
rutſchens, 

o) durch die Zerſtörung eines Waldbeſtandes an den Ufern von Kanälen 
oder natürlichen Waſſerläufen Ufergrundſtücke der Gefahr des Ab⸗ 
bruches oder die im Sing der Waldungen gelegenen Gebäude oder 
öffentlichen Anlagen der Gefahr des Eisganges, 818 

d) durch 
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dh durch die Zerſtörung eines Waldbeſtandes Flüſſe der Gefahr einer 
Verminderung ihres Waſſerſtandes, f a 

e) durch die Zerſtörung eines Waldbeſtandes in den Freilagen und in 
der Seenähe benachbarte Feldfluren und Ortſchaften den nachtheiligen 
Einwirkungen der Winde 


in erheblichem Grade ausgeſetzt ſind, kann Behufs Abwendung dieſer Gefahren 
ſowohl die Art der Benutzung der gefahrbringenden Grundſtücke, als auch die 


Ausführung von Waldkulturen oder ſonſtigen Schutzanlagen auf Antrag (F. 3.) 


angeordnet werden, wenn der abzuwendende Schaden den aus der Einſchränkung 
für den Eigenthümer entſtehenden Nachtheil beträchtlich überwiegt. 


Die Deckung und Aufforſtung der Meeresdünen kann auf Grund dieſes 
Geſetzes nicht gefordert werden. 


F. 3. 


Der Antrag auf Erlaß der im F. 2. vorgeſehenen Anordnungen kann 
geſtellt werden: 


a) von jedem gefährdeten Intereſſenten, 


b) von Gemeinde-, Amts-, Kreis⸗ und ſonſtigen Kommunalverbänden in 
allen innerhalb ihrer Bezirke vorkommenden Fällen ($. 2.), 
c) von der Landespolizeibehörde. 


$. 4. 

Eigenthümer, Nutzungs⸗, Gebrauchs⸗ und Servitutberechtigte, forte 
Pächter der gefahrbringenden Grundſtücke ſind verpflichtet, ſich allen Beſchrän⸗ 
kungen in der Benutzung der letzteren zu unterwerfen, welche in Gemäßheit 
des F. 2. dieſes Geſetzes angeordnet werden, und die Ausführung der auf Grund 
dieſer Vorſchrift angeordneten Waldkulturen oder ſonſtigen Schutzanlagen zu 
geſtatten. Es iſt ihnen jedoch für den Schaden, welchen ſie durch die angeord⸗ 
neten Beſchränkungen erleiden, volle Entſchädigung zu gewähren. Auch können 
die Eigenthümer der gefahrbringenden Grundſtücke verlangen, daß ihnen die 
gr ung und Unterhaltung der d dae Schutzanlagen auf eigene 
a, 1 werde; fie unterliegen jedoch dabei der im $. 20. angeordneten 

ufſicht. f 


§. 5 


In Bezug auf die Koſten der Herſtellung und Unterhaltung der angeord⸗ 
neten Schutzanlagen, ſowie die nach $. 4. zu feſtende Entſchädigung treten, in 
Ermangelung anderweitiger Vereinbarung, folgende Beſtimmungen in Kraft. 

Die Pllicht der Entſchädigung und die Aufbringung der Koſten für Her⸗ 
ſtellung und Unterhaltung der auf Grund des $. 2. angeordneten Waldkulturen 
und ſonſtigen Schutzanlagen liegt dem Antragſteller ob. 

Es Naben jedoch dazu, in den Fällen a. b. und e. des $. 2., die Eigen⸗ 
thümer der e Grundſtücke, Gebäude, e oder öffentlichen An⸗ 
lagen nach Verhältniß und bis zur Werthshöhe des abzuwendenden Schadens 
beizutragen. 
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Bau den Koſten der Schutzanlagen haben außerdem und zwar in allen Fällen 

des $. 2. auch die Eigenthümer der efahrbringenden Grund hide, nach Verhält⸗ 

niß und bis zur Höhe des Mehrwerthes, welchen ihre Grundſtücke durch die An⸗ 

lagen erlangen, beizutragen. f 
0 $. 6. 


Der Antragſteller ift befugt, fofern nicht bereits eine dem öffentlichen 
Intereſſe (5. 15.) nicht entgegenſtehende Vereinbarung über die Entſchädigung 
und die Koften der Schutzanlagen zu Stande gekommen iſt, ſeinen Antrag bis 
zur rechtskräftigen Feſtſtellung des Regulativs durch das Waldſchutzgericht zurück⸗ 
Bun in den Fällen a. b. und c. des H. 2. jedoch nach Offenlegung des 

egulativs durch den Kommiſſar nur dann, wenn er zur Deckung der Entſchä⸗ 
digung oder der Koſten der Schutzanlagen in ſeiner Eigenſchaft als Antragſteller 
beizutragen hat. s 
SuM, 


Die Entſcheidung darüber, ob und welche Maßregeln in jedem einzelnen 
Falle anzuordnen ſind, ſowie die Entſcheidung über gung und Koften 
(§. 5.) erfolgt durch den Kreisausſchuß, in den Hohenzollernſchen Landestheilen 
durch den Amtsausſchuß. Der Kreis- beziehungsweise Amtsausſchuß führt in 
dieſen Fällen die Bezeichnung: Waldſchutzgericht. 

Auf das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, auf die Berufung gegen 
die Entſcheidung deſſelben und auf das Verfahren in den nen 
finden die geſetzlichen Vorſchriften, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungs⸗ 
gerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, Anwendung. 

Es treten jedoch für das Verfahren vor den Waldſchutzgerichten folgende 
beſondere Beſtimmungen in Kraft. 


§. 8. ö 

Der Antrag auf Erlaß der im $. 2. vorgeſehenen Anordnungen iſt dem 
zuſtändigen Waldſchutzgerichte ſchriftlich einzureichen. 

Der Antrag muß die gefährdeten und gefahrbringenden Grundſtücke, ſowie 
die Art der Gefährdung genau bezeichnen und einen beſtimmten Vorſchlag über 
die zu ergreifenden Schutzmaßregeln enthalten. 

Die Zuſtändigkeit des Waldſchutzgerichtes wird durch die Belegenheit des 
gefahrbringenden Grundſtückes beſtimmt. Geht der Antrag von dem Bezirke 
ſelbſt aus, oder iſt er gegen dieſen gerichtet, fo beſtimmt das Verwaltungsgericht 
das zuſtändige Waldfchußgericht. 

§. 9. 


Das Waldſchutzgericht ernennt eines feiner Mitglieder oder einen anderen 
Sachverſtändigen 1985 Kommiſſar, welcher den Sachverhalt in vollem Umfange 
an Ort und Stelle und unter Anhörung der Betheiligten zu ermitteln und er⸗ 
forderlichen Falls den Beweis zu erheben hat. 


$. 10. 


Das Waldſchutzgericht kann auf Antrag des Kommiſſars oder der Bethei⸗ 
ligten die Frage, ob eine Gefährdung im Sinne des F. 2. vorliegt, vorab A } 
End⸗ 


„, | 
* a en bis zur Rechtskraft deſſelben das weitere Verfahren 
einſtellen. un 
Vor der Entſcheidung hat der Kommiſſar über dieſe Frage ein ſchriftliches 
Gutachten anzufertigen, welches für die Betheiligten nach Maßgabe des $. 13. 


offen zu legen iſt. 


Sera 
Auf Grund ſeiner Ermittelungen hat der Kommiſſar ein Regulativ zu 
entwerfen, welches insbeſondere folgende Punkte enthalten muß: 
1) die Beſtimmung der gefahrbringenden und gefährdeten Grundftüde; 
2) die Einſchränkungen in der Benutzung, welche den gefahrbringenden 
Grundſtücken aufzulegen find; 
3) die Beſtimmungen über die Herſtellung, Unterhaltung und Aufficht der 
erforderlichen Waldkulturen und ſonſtigen Schutzanlagen; 
4) die Beſtimmungen darüber, welche Entſchädigungen, von wem, nach 
Mace Verhältniß, bis zu welchem Betrage und zu welchem Zeit⸗ 
punkte dieſelben, ſowie die Koſten der Schutzanlagen aufzubringen ſind. 


BE $. 12. 

Der Entwurf des Regulativs ift mit einem ſchriftlichen Gutachten zu be 

gleiten, welches die getroffenen Beſtimmungen zu begründen und die einſchla⸗ 
genden Fragen vollſtändig zu erörtern hat. 


$. 13. 


Der Kommiſſar hat das Gutachten und das Regulativ zur Einſichtnahme 
der Eigenthümer, Nutzungs⸗, Gebrauchs⸗ und Servitutberechtigten und der Pächter 
der ehr enden Grundſtücke, ſowie der gefährdeten Intereſſenten vier Wochen 
lang in den Gemeinden, in welchen der betheiligte Grundbeſitz belegen iſt, bei 
dem Gemeindevorſteher offenzulegen und daß dies angeordnet, zur Kenntnißnahme 
der Intereſſenten zu bringen. i 

Geht der Antrag von einem Kommunalverbande oder von der Landes⸗ 
aner aus, ſo iſt dem Antragſteller das Gutachten und das Regulativ 
zuzufertigen. 

Demnächſt hat der Kommiſſar die ſämmtlichen Betheiligten Behufs Anmel⸗ 
dung ihrer Einwendungen gegen den Entwurf des Regulativs zu einer münd⸗ 
lichen Verhandlung unter der Verwarnung zu laden, daß die Berückſichtigung 
1 erhobener Einwendungen durch das Waldſchutzgericht ausgeſchloſſen wer⸗ 
den kann. s 

In der mündlichen Verhandlung hat der LE die Einwendungen 
und Ua bee zu erörtern und diejenigen, über welche eine Vereinbarung 
nicht erzielt werden kann, feſtzuſtellen. 


6. 14. 


Ueber Beſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens durch den Kom⸗ 
miſſar betreffen, entſcheidet das Waldſchutzgericht endgültig. 8 
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"8. Mee 


Das Waldſchutzgericht kann ohne Weiteres das Regulativ durch Beſcheid 
feſtſetzen und vollſttellbar erklären, wenn Einwendungen nicht vorliegen und ſich 
auch im öffentlichen Intereſſe nichts dagegen zu erinnern findet. Der Beſcheid 
iſt den Betheiligten unter der Eröffnung zuzuſtellen, daß dieſelben befugt ſeien, 
innerhalb einer zehntägigen Friſt vom Tage der Zuſtellung an gegen den Be⸗ 
ſcheid Einſpruch zu erheben und die Anberaumung der mündlichen Verhandlung 
zu beantragen. Wird kein Einſpruch erhoben, ſo gilt der Beſcheid vom Tage 
er Zuſtellung ab als Endurtheil. 8 


$. 16. 


Zur mündlichen Verhandlung vor dem Waldſchutzgerichte find die gefähr⸗ 
deten Intereſſenten, die Eigenthümer, die Nutzungs⸗ Gebrauchs⸗ und Servitut⸗ 
berechtigten, ſowie die Pächter der Nile e Grundſtücke und der Antrag⸗ 
ſteller ($$. 4. 5. und 11. Nr. 4.) durch beſondere Vorladungen, alle die ſonſt 
ein Intereſſe zur Sache zu haben vermeinen, durch einmalige öffentliche Bekannt⸗ 
machung im Amts⸗ und Kreisblatt unter der Verwarnung vorzuladen, daß 
beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde entſchieden werden. 

Das Waldſchutzgericht hat durch Endurtheil über die gegen das Regulativ 
erhobenen Einwendungen zu entſcheiden und beziehungsweiſe das Negulativ feſt⸗ 
zuſetzen. 

Streitigkeiten über die Exiſtenz und den Umfang von Privatrechten ver⸗ 
bleiben dem ordentlichen Rechtswege. 


$. 17. 


Die durch das Regulativ den Eigenthümern gefährdeter oder gefahrbringen⸗ 
der Grundſtücke auferlegte Beitragspflicht zur Entſchädigung oder zu den Koſten 
der Schutzanlagen (F. 5.) ruht auf dieſen Grundſtücken und iſt den öffentlichen 
gemeinen Laſten gleich zu achten. f 

Bei lagen muß die Beitragspflicht auf alle Trennſtücke verhält⸗ 
nißmäßig vertheilt werden. ! 

Rückſtändige Beiträge können auch von den Pächtern und fonftigen Nutzungs⸗ 
berechtigten der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
1 Verpflichteten, im Wege der adminiſtrativen Exekution beigetrieben 
werden. 

Die dem Eigenthümer des e enden Grundſtücks auferlegte Be⸗ 
ſchränkung und die den Eigenthümern der gahrbe e und der gefährdeten 
Grundſtücke 9 Beitragspflicht iſt unter Hinweis auf die näheren Beſtim⸗ 
mungen des Regulativs im Grundbuche einzutragen. Die Eintragung erfolgt 
auf Antrag des Vorſitzenden des Waldſchutzgerichtes. | 


$. 18. 


Sämmtliche in dem Verfahren vorkommende Verhandlungen und Geſchäfte, 
einſchließlich der Eintragung in die Grundbücher und der von den Gerichten oder 
an⸗ 


anderen Behörden zu ertheilenden Auskunft ſind gebühren⸗ und ſtempelfrei; es 


werden nur die baaren Auslagen in Anſatz gebracht. 


Die Kommiſſare, ſoweit dieſelben nicht Mitglieder des Waldſchutzgerichtes 
ſind, und die A zugezogenen Sachverſtändigen erhalten für ihre Arbeiten, für 
ihre baaren Auslagen, ſowie für Reiſe⸗ und Zehrungskoſten Entſchädigungen 
nach Maßgabe des Koſtenregulativs vom 25. April 1836. und der ſpäter dazu 
ergangenen oder noch ergehenden Vorſchriften. 

Iſt ein Mitglied des Waldſchutzgerichtes zum Kommiſſar ernannt, ſo hat 
derſelbe nur Anſpruch auf Erſatz der Reiſe⸗ und Zehrungskoſten nach Maßgabe 
vorgedachten Koſtenregulativs. 8. 19 


Die Koſten des Verfahrens, welche erforderlichen Falls aus Kreis⸗Kommunal⸗ 
mitteln oder, wenn der Antrag von der Landespolizeibehörde ausgeht, durch dieſe 
vorgeſchoſſen werden müſſen, hat der Antragſteller allein zu tragen, wenn der 
Antrag zurückgewieſen oder zurückgezogen ift; andernfalls finden auf dieſe Koſten 
diejenigen Vorſchriften Anwendung, welche in den $$. 4. und 5. dieſes Geſetzes 
über die Aufbringung der zu leiſtenden Entſchädigung, beziehungsweiſe über 
die Beſtreitung der auf die angeordneten Anlagen zu verwendenden Koſten er⸗ 
theilt ſind. 5 

$. 20. 


Die Ausführung des Regulativs, insbeſondere die Ausschreibung und Ein: 
ziehung der gestehen Beiträge zu der Entſchädigung und zu den Koſten der 
Schutzanlagen, die Auszahlung der Entſchädigung und die Aufſicht darüber, daß 
die angeordneten Schutzanlagen regulativmäßig hergeſtellt und unterhalten, auch 
die ſonſtigen im Regulativ feſtgeſetzten Anordnungen befolgt werden, liegt dem 
Vorſitzenden des Waldſchutzgerichtes von Amtswegen ob. 

Gegen Verfügungen des Vorſitzenden, welche dem Regulativ widerſprechen, 
kann innerhalb 10 Tagen nach erfolgter Zuſtellung bei dem Waldſchutzgerichte 
Einſpruch erhoben werden, welches darüber entſcheidet. 


§. 21. 


Iſt Gefahr im Verzuge, ſo kann der Vorſitzende des Waldſchutzgerichtes 
im öffentlichen Intereſſe ſchon vor rechtskräftiger Entſcheidung vorläufige Anord⸗ 
nungen treffen gu Verhinderung ſolcher Unternehmungen, welche eine die Gefahr 
vergrößernde oder begünſtigende Veränderung in der Bewirthſchaftung des 
Grundſtücks vorbereiten. Er kann dieſe Anordnungen nach Maßgabe der 
3,7 9. und 81. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. (Geſetz⸗ Samml. S. 661.) 
urch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel durchſetzen. 

Sowohl gegen die Anordnung als gegen die Feſtſetzung der Strafe kann 
innerhalb zehn Tagen nach erfolgter Zuſtellung die Klage bei dem Verwaltungs⸗ 
gerichte erhoben werden. 9.25 


Ein rechtsverbindlich feſtgeſtelltes Regulativ kann ſpäter wieder abgeändert 
werden. Die Abänderung erfolgt auf Antrag eines Betheiligten und iſt in dem⸗ 


ſelben Verfahren wie die urſprüngliche Feſtſezung zu bewirken. 


(Nr. 8343.) $. 23. 


em 


25 | $. 23. 
Al. Beftimmungen, Wo die forſtmäßige Benutzung neben einander oder vermengt gelegener 
en Mattgaapen Waldgrundſtüäcke oder Flächen oder Haideländereien nur durch das Düften 
5 ſchaften. wirken aller Betheiligten zu erreichen ift, können auf Antrag 
a) jedes einzelnen Beſitzers, N i sh an 
b) des Gemeinde, beziehungsweiſe Amts-, Kreis⸗ oder ſonſtigen Kom⸗ 
munalverbandes, in deſſen Bezirke die Grundſtücke liegen, 
e) der Landespolizeibehörde 35 f 8 
die Eigenthümer dieſer Beſitzungen zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt werden. 
Das Zuſammenwirken kann gerichtet ſein, entweder f 
1) nur auf die Einrichtung und e einer gemeinſchaftlichen 
Beſchützung oder anderer der forſtmäßigen enutzung des Genoſſen⸗ 
ſchaftswaldes förderlichen Maßregeln, oder if 
2) zugleich auf die gemeinſchaftliche forſtmäßige Bewirthſchaftung des 
Genoſſenſchaftswaldes nach einem einheitlich aufgeſtellten Wurth⸗ 
ſchaftsplane. Se 
; $. 24, 
Die Vereinigung zu einer Waldgenoſſenſchaft iſt nur zuläſſig 
a) in den Fällen des F. 23. bei 1., wenn die Mehrheit der Betheiligten, 
nach dem Kataſtral⸗Reinertrage der Grundſtücke berechnet, dem An⸗ 
trage zuſtimmt, f f J 
b) in den Fällen des §. 23. bei 2. wenn mindeſtens ein Drittel der 
Betheiligten dem Antrage zuſtimmt und die betheiligten Grundſtücke 
derſelben mehr als die Halfte des Kataſtral⸗Reinertrages ſämmtlicher 
betheiligter Grundſtücke haben. Beben f 


§. 25. 


Das Rechtsverhältniß der Genoſſenſchaft und deren Mitglieder wird durch 
ein Statut geregelt. 7 ! 

Für dieſe Regelung iſt in allen Fällen der Grundſatz maßgebend, daß in 
den Eigenthums⸗ und Beſitzverhältniſſen der einzelnen Betheiligten keine Aende⸗ 
rung eintritt. e 1 

Das Statut bedarf der Zuſtimmung der nach Maßgabe des F. 24. zu be⸗ 
rechnenden Mehrheit der Bethefligten⸗ | Ä 


$. 26. | 
Das Statut muß enthalten: N K 
1) Name, Sitz und Zweck der Waldgenoſſenſchaft, 


2) eine genaue Angabe der einzelnen betheiligten Grundstücke und des 
Umfanges des genoſſenſchaftlichen Bezirkes, 5 0 bei 
f ei 


at 


en 

3) bei allen Wirthſchaftsgenoſſenſchaften (F. 23. Nr. 2.) die Wirthſchafts⸗ 

art und den Betriebsplan, die Formen, in welchen eine Abänderung 
derſelben beſchloſſen oder bewirkt werden kann, ſowie die Beſtimmungen 
über die bis zur Durchführung des Betriebsplans anzuordnende Be⸗ 
wirthſchaftung, f 

4) die den Waldgenoſſen aufzuerlegenden Beſchränkungen und Verpflich— 
tungen, 

5) das Verhältniß der Waldgenoſſen zu den Servitutberechtigten, 

6) das Verhältniß der Theilnahme an den Nutzungen und Laſten (F. 27.), 
ſowie am Stimmrechte, 

7) die Formen und Friſten, in denen die Vertheilungsrollen offen zu legen 
und etwaige Reklamationen anzubringen und zu prüfen ſind, 


8) I innere Organiſation der Genoſſenſchaft und ihre Vertretung nach 
ußen. 


Jede Genoſſenſchaft muß einen Vorſtand haben, welcher dieſelbe in allen 
ihren e ee auch in denjenigen Geſchäften und Rechtshandlungen, für 
welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt, in den durch das 
Statut feſtzuſetzenden Formen vertritt. 


$. 27. 


Das Theilnahmemaß ni Waldgenoſſen an der gemeinſchaftlichen Ein- 

richtung iſt im Statute für die Dauer der Genoſſenſchaft feſtzuſetzen. 

Diieſe Feſtſetzung iſt in Ermangelung anderer Verabredungen der Bethei— 

ligten dahin zu regeln: 

5 a) daß in den Fällen des $. 23. unter 1. jeder Waldgenoſſe fein Grund⸗ 
ſtück ſelbſt bewirthſchaftet und die Koſten dafür trägt, daß aber die 
Koſten der gemeinſchaftlichen Einrichtung nach dem Verhältniſſe des 
Kataſtralreinertrages der vereinigten Grundſtücke von den Waldgenoſſen 
gemeinſchaftlich aufgebracht werden; 

b) daß in den Fällen des F. 23. unter 2. die Nutzungen, die Koſten und 
die Laſten der gemeinſchaftlichen Bewirthſchaftung des Genoſſenſchafts⸗ 
waldes nach dem Verhältniſſe des Kapitalwerthes des von jedem 
Waldgenoſſen eingeworfenen Bodens und des darauf ſtehenden Holz⸗ 
beſtandes auf ſämmtliche Betheiligte vertheilt werden. 


Bei der Feſtſetzung des Theilnahmemaßes unter b. ſoll es jedoch den Eigen⸗ 
thümern verwerthbarer Holzbeſtände, welche dieſelben in die Genoſſenſchaft nicht 
mit einwerfen wollen, unbenommen ſein, dieſelben vorweg abzuräumen und für 
ſich zu benutzen. Sie haben dann aber die Koſten des erſten Wiederanbaues 
ihrer Flächen allein zu tragen. Ebenſo ſollen, wenn einzelne Grundſtücke bei 
Bildung der Genoſſenſchaft mit Holz nicht beſtanden ſind, die Koſten des erſten 
Holzanbaues den Eigenthümern vorweg zur Laſt fallen. In beiden Fällen iſt 
zur Feſtſetzung des Theilnahmemaßes dieſer Waldgenoſſen der Betrag der auf- 
gewendeten Kulturkoſten als Holzbeſtandswerth in Anrechnung zu bringen. | 

Jahrgang 1875. (Nr. 8343.) 62 §. 2 


AD 
§. 28. 


In Ermangelung einer anderweitigen Vereinbarung iſt das Stimmver⸗ 
hältniß der Wald 1 nach dem Verhältniſſe der Theilnahme derſelben an 
den Nutzungen und Laſten zu regeln. Dabei iſt als Einheit der Betrag des am 
geringſten Betheiligten zum Grunde zu legen. Nur volle Einheiten gewähren 
eine Stimme. Jeder Waldgenoſſe hat mindeſtens eine Stimme und kein Wald⸗ 
genoffe darf mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 


K. 29. 


Die Beitragspflicht zu den Genoſſenſchaftslaſten ruht auf den zur Ge⸗ 
ü gehörigen Grundſtücken und iſt den öffentlichen gemeinen Laſten 
gleich zu achten. 5 182 i 

Bei Parzellirungen müſſen die Genoſſenſchaftslaſten auf alle Trennſtücke 
verhältnißmäßig vertheilt werden. 

Rückſtändige Beiträge können auch von den Pächtern und ſonſtigen 
Nutzungsberechtigten der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regteſſes 
an die eigentlich Verpflichteten, im Wege der adminiſtrativen Exekution beigetrie⸗ 
ben werden. ' A N 

§ 30. 

Sind Genoſſenſchaftsgrundſtücke mit Servituten belaſtet, ſo müſſen die 
Berechtigten ſich diejenigen Einſchränkungen gefallen laſſen, welche im Intereſſe 
der Genoſſenſchaft erforderlich ſind. Für dieſe Einſchränkung muß den Berech⸗ 
tigten volle Entſchädigung von der Waldgenoſſenſchaft gewährt werden, | 


K Jann 


Die Bildung einer Waldgenoſſenſchaft erfolgt durch den Kreisausſchuß, 
in den Hohenzollernſchen Landeskheilen durch den Amtsausſchuß. 

Der Kreis: beziehungsweiſe Amtsausſchuß führt in dieſen Fällen die Be⸗ 
zeichnung: Waldſchutzgericht. | 19 8 f 

Der Antrag iſt dem Waldſchutzgerichte desjenigen Bezirks ſchriftlich einzu⸗ 
reichen, in welchem die zu vereinigenden Grundſtücke ſämmtlich oder der Fläche 
nach zum größten Theil gelegen ſind. Geht der Antrag von dem Kreiſe (Amts⸗ 
verbande in he en elbſt aus, ſo bezeichnet das Verwaltungsgericht das 
zuſtändige Waldſchutzgericht. In dem Antrage ſind die zu vereinigenden Grund⸗ 
ſtücke, deren Beſitzer und Kakaſterbezeichnung einzeln aufzuführen und die be⸗ 
gründenden Thatſachen genau zu bezeichnen. 1 03 


§. 32. 


Das Waldſchutzgericht hat nach Maßgabe der Vorſchrift im §. 9. den 
Antrag durch einen Kömmiſſar an Ort und Stelle prüfen zu laſſen. . 
Der Kommiſſar hat nach Feſtſtellung der zu vereinigenden Flächen die be⸗ 
theiligten Grundbeſitzer über den Antrag zu vernehmen. 9 
ie 


5 
iv 


SE „ 
Die Vorladung zu dem desfallſigen Termine erfolgt ſchriftlich unter der 


Verwarnung, daß die Nichterſcheinenden dem Beſchluſſe der Erſcheinenden für 


zuſtimmend erachtet werden ſollen. 

188 N 

Wird die Bildung der Waldgenoſſenſchaft nicht beſchloſſen (88. 23. 24. 
800 ſo reicht der Kommiſſar die Verhandlungen dem Waldſchutzgerichte ein, 
welches ſolchenfalls den Antrag durch einen nach Maßgabe des §. 15. zu erlaſſenden 


Beſcheid abweiſt. 8.34 


Im anderen Falle hat der Kommiſſar nach Maßgabe der Vorſchriften des 
gegenwärtigen Geſetzes und unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe der 
u bildenden Genoſſenſchaft, unter Zuziehung der Betheiligten oder eines von 
ihnen gewählten Ausſchuſſes, das Genoſſenſchaftsſtatut zu entwerfen, auch die 
erforderlichen Einſchränkungen der Servitutberechtigungen —a inſofern nicht deren 
änzliche Ablöſung mach den darüber geltenden Geſetzen beſchloſſen wird — 
ee für dieſe Einſchränkungen zu gewährenden Entſchädigungen gutachtlich 
eſtzuſtellen. N 

8 Der Entwurf und die gutachtliche Feſtſtellung ſind für alle Betheiligten 
nach Maßgabe des $. 13. offenzulegen und beziehungsweiſe denſelben zuzufertigen. 


8.353 


e hat der Kommiſſar die Betheiligten und die Servitutberechtigten 
u einer mündlichen Verhandlung vorzuladen und zwar die 0 unter 
er Verwarnung, daß die Nichterſcheinenden als dem entworfenen Statute zu⸗ 
ſtimmend erachtet werden würden. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kommiſſar die Einwendungen 
egen den Entwurf des Statutes und die gutachtliche Feſtſtellung der Einſchrän⸗ 
ungen und Entſchädigungen der Servitutberechtigten zu erörtern, die Abſtim⸗ 
Bang ühen das Statut gere 0 de und diejenigen Einwendungen, über welche 
eine Vereinbarung nicht erzielt werden kann, feſtzuſtellen. 

j Der Kommiſſar reicht die Verhandlungen nebſt feinem Gutachten über die 
Bedürfnißfrage dem Waldſchutzgericht ein. 


§. 86. 


at das Statut in der mündlichen Verhandlung vor dem Kommiſſar die 
nach F. 25. erforderliche Mehrheit nicht gefunden, jo weiſt das Waldſchutzgericht 
den Antrag auf Bildung der Waldgenoſſenſchaft durch einen nach Maßgabe des 
§. 15. zu erlaſſenden Beſcheid ab. 


oz 
Im anderen Falle hat das Waldſchutzgericht durch Endurtheil zu entſcheiden, 
ob ein Bedürfniß zur Vereinigung der betheiligten Eigenthümer zu einer Wald⸗ 
genoſſenſchaft nach Maßgabe des F. 23. vorhanden iſt, ob das Statut die Zu⸗ 
(Nr, 8343.) 62* ſtim⸗ 


em 


ſtimmung der geſetzlich erforderlichen Mehrheit der Betheiligten gefunden hat, 
ſowie ob daſſelbe den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht und ein öffentliches Inter⸗ 
eſſe nicht verletzt. Waltet in allen dieſen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, ſo 
trifft das Waldſchutzgericht Entſcheidung dahin, daß die Waldgenoſſenſchaft nach 
dem Statut zu begründen ſei. 

Zugleich entſcheidet das Waldſchutzgericht über die Widerſprüche gegen die 
im Gutachten vorgeſchlagenen Beſchränkungen der Servitutberechtigten, beziehungs⸗ 
weiſe über die Höhe der zu gewährenden Entſchädigungen. 


$. 38. 


Iſt auf Begründung der Waldgenoſſenſchaft erkannt und haben die in 
F. 37. vorgeſehenen Entſcheidungen Rechtskraft beſchritten, fo ertheilt das Wald⸗ 
ſchutzgericht dem Statute die Beſtätigung. 1110 f 

Durch die Beſtätigung wird die Waldgenoſſenſchaft begründet. Das be⸗ 
ſtätigte Statut hat die Kraft einer vollſtreckbaren gerichtlichen Urkunde. 


§. 39. 


Die den Eigenthümern der zur Genoſſenſchaft gehörenden Grundſtücke auf⸗ 
erlegten Beſchränkungen und Laſten ſind unter Hinweis auf die näheren Beſtim⸗ 
mungen des Statutes im Grundbuche einzutragen. 

Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Vorſitzenden des Waldſchutzgerichtes. 


ade 


Auf das Verfahren vor dem Kommiſſar finden die Beſtimmungen des 
§. 1 und bezüglich der Koſten die Beſtimmungen der $$. 18. und 19. An⸗ 
wendung. ö b e 
Die Koſten fallen, ſoweit ſie nicht durch die ergangene Entſcheidung dem 
unterliegenden Theile zur Laſt gelegt ſind, den Waldgenoſſen nach dem im H. 27. 
dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen, beziehungsweiſe im Statute ausgedrückten Ver⸗ 
hältniſſe zur Laſt. \ 


8. 41. 


Im Uebrigen regelt ſich das Verfahren vor dem en e de g die 
Berufung gegen die Entſcheidung deſſelben und das Verfahren in den Berufungs⸗ 
inſtanzen nach den geſetzlichen Vorſchriften, betreffend die Verfaſſung der Ver⸗ 
waltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren. 5 


$. 42. | 1 5 
Die Waldgenoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und 


Verbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an en 
ücken 


DENE PUT S SALE > Br 


a 


* ſtücken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden. Ihr ordentlicher Ge⸗ 


richtsſtand iſt bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſie ihren Sitz hat. 


§. 43. 
Für die Verbindlichkeiten der Waldgenoſſenſchaft haftet das Vermögen der⸗ 


elben. 5 

Inſoweit daraus Gläubiger der Waldgenoſſenſchaft nicht befriedigt werden 
können, muß der Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, welche von 
dem Vorſtande nach dem im Statute feſtgeſetzten Theilnahmemaße auf die Mit⸗ 
glieder umzulegen ſind. 


8.44. 


Die auf Grund vorſtehender Vorſchriften errichtete e ee e iſt 
der Aufſicht des Staates unterworfen. Dieſe Aufſicht wird von dem zuſtändigen 
Waldſchutzgerichte nach Maßgabe des Statutes, übrigens in dem Umfange und 
mit den Befugniſſen gehandhabt, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden der Ge— 
meinden zuſtehen. 

In allen ſchleunigen Angelegenheiten kann der Vorſitzende des Waldſchutz⸗ 
erichtes Namens deſſelben Verfügungen erlaſſen. Einſprüche gegen dieſe Ver⸗ 
eau unterliegen der Entſcheidung des Waldſchutzgerichtes. 


§. 45.4 


Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung des rechtskräftig feſtgeſtellten 
Statutes nothwendig wird, ſo iſt dieſe Abänderung in demſelben Verfahren, wie 
die urſprüngliche Feſtſetzung, zu bewirken. 

Die Auflöſung einer nach dieſem 9 begründeten Waldgenoſſenſchaft 
iſt nur zuläſſig, wenn die nach F. 24. zur Bildung einer Genoſſenſchaft erforder⸗ 
liche Mehrheit der Betheiligten derſelben zuſtimmt. Solche Beſchlüſſe bedürfen 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde (§. 44.) 


F. 46. 


Bei der Auflöſung einer der im F. 23. unter 2. bezeichneten Waldgenoſſen⸗ 
ſchaften erhält jeder Waldgenoſſe die eingeworfenen Grundſtücke zur eigenen Be⸗ 
wirthſchaftung zurück. Außerdem ſind, wenn das Statut nicht ein Anderes be⸗ 
ſtimmt, die in dem Genoſſenſchaftswalde e e Holzbeſtände nach dem 
Verhältniſſe des Kapitalwerthes der zur Zeit der Errichtung der Genoſſenſchaft 
NS Holzbeſtände unter die Genoſſen zu vertheilen. 

Bleibt der Werth des auf dem zurückerhaltenen Grundſtücke vorhandenen 
Holzbeſtandes hinter dem Werthe des nach dieſem Verhältniß ermittelten Antheils 
zurück, ſo iſt dieſer Minderwerth von denjenigen Waldgenoſſen De 
zu erſtatten, welche mit ihren Grundſtücken einen Ueberſchuß an Holzbeftands- 
werth erhalten haben. f 

(Nr. 8843.) $. 47, 


ic rere 
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| $.:47. 
IV. Theilung ge Sofern eine nach den beſtehenden Vorſchriften zuläſſige Naturaltheilung 
menschen Wal eines von einer Realgemeinde oder einer Genoſfenſchaſt beſeſſenen Waldgrund⸗ 
f ſtücks ſolche Theilſtücke ergeben würde, deren forſtmäßige Benutzung nur durch 
gemeinſchaftliche Bewirthſchaftung zu erreichen wäre, ſo darf dem Antrage auf 
Theilung nur dann ſtattgegeben werden, wenn die Mehrzahl der Betheiligten, 

nach den Theilnahmerechten berechnet, demſelben zuſtimm. 

$. 48. 

e In denjenigen Theilen der Monarchie, in welchen zur Zeit Verwaltungs⸗ 


Gesch nicht beſtehen, werden bis zur ung von ſolchen die in dieſem 
eſetze den Verwaltungsgerichten übertragenen Funktionen in erſter Inſtanz durch 
beſondere Waldſchutzgerichte, welche bei eintretendem Bedürfniſſe für jeden Kreis 
nach den Vorſchriften der folgenden Paragraphen gebildet werden, in zweiter 
Inſtanz durch die Deputationen für das Heimathsweſen (§§. 40. und AL. des 
Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz, vom 8. März 1871., Geſetz Samml. S. 130, ff.) in dem durch dieſes 
Geſetz vorgeſchriebenen Verfahren wahrgenommen. 


$. 49. 


Das Waldſchutzgericht wird aus dem Landrathe (Kreishauptmann) als 
Vorſitzenden und ſechs Mitgliedern gebildet, welche von der Kreisverſammlun 
nach abſoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. Wählbar als Mitglied iſt 
jeder ſelbſtſtändige Angehörige des Deutſchen Reichs, mit Ausnahme der nicht 
angeſeſſenen ſervisberechtigten Militairperſonen, welcher ˖ 

a) in dem Kreiſe einen Wohnſitz hat, 

b) ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 

Als ſelbſtſtändig wird derjenige angeſehen, welcher das 21ſte Lebensjahr 
vollendet hat, ſofern ihm das Recht, über ſein Vermögen zu verfügen und 
daſſelbe zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnungen entzogen iſt. 

Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Waldſchutzgerichtes fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die techniſchen Mit- 
glieder der Handels⸗ oder Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 
nur mit Genehmigung des vorgeſetzten Miniſters. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft bis zur Wahl des Nachfolgers fort⸗ 
dauert. Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erſte 
und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Aus⸗ 
geſchiedenen können wieder gewählt werden. 

Die Mitglieder des Waldſchutzgerichtes werden von dem Vorſitzenden ver⸗ 
eidigt. Sie können durch Beſchluß der Deputation für das Heimathsweſen ihrer 
Stellung enthoben werden. f & 

Die: 


eh 


io Br ae 
Dieſelben erhalten eine ihren Auslagen entſprechende Entſchädigung aus 


Kreis⸗Kommunalmitteln. 
Ueber die Höhe derſelben beſchließt der Kreistag. 


F. 50. 


Das Waldſchutzgericht iſt beſchlußfähig, wenn drei Mitglieder mit Einſchluß 
des Vorſitzenden anweſend ſind. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Iſt eine gerade Zahl von Ban anweſend, fo nimmt das dem Lebens⸗ 
alter nach jüngſte gewählte Mitglied an der Abſtimmung nicht Theil. Betrifft 
der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Waldſchutzgerichtes, oder 
deren Verwandte oder Verſchwägerte in auf⸗ oder abſteigender Linie, oder bis 
zu dem dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der Berathung nicht 
Theil nehmen. | 

Wird dadurch das Waldſchutzgericht beſchlußunfähig, fo tritt nach der Be⸗ 
ſtimmung der Deputation für das Heimathsweſen das Waldſchutzgericht eines 
benachbarten Bezirkes an ſeine Stelle. 


§. 51. 


So lange in einzelnen Kreiſen ein Waldſchutzgericht nicht gebildet iſt, ſind 
die nach §. 3. beziehungsweiſe $. 23. zuläſſigen Anträge an den Landrath (Kreis⸗ 
hauptmann) zu richten, welcher verpflichtet iſt, ſofort die Bildung des Wald⸗ 
ſchutzgerichtes herbeizuführen. 

In Fällen, wo Gefahr im Verzuge iſt, kann der Landrath (Kreishaupt⸗ 
mann) die im F. 21. vorgeſehenen vorläufigen Anordnungen treffen. 


i 8. 52 


. In ſelbſtſtändigen Stadtkreiſen finden die Beſtimmungen der $$. 49. 50. 

; 51. mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Landrathes (Kreishaupt⸗ 
manns) der Bürgermeiſter und an die Stelle der Kreisverſammlung die Stadt⸗ 

verordnetenverſammlung (Bürgervorſteherkollegium) tritt. 


. 53. 


1 Die Eigenthümer, Nutzungs-, Gebrauchs⸗ und Servitutsberechtigten, ſowie VI. Strafbeſtimmung. 
1 Pächter find, wenn fie den Beſtimmungen des Regulativs (§. 20.) zuwider Holz 
einſchlagen, mit einer Geldſtrafe zu belegen, welche dem doppelten Werthbetrage 
0 des gefällten Holzes gleichkommt. 
Wenn ſie die ſonſtigen Feſtſetzungen des Regulativs, durch welche eine be⸗ 
ſtimmte Art der Benutzung vorgeſchrieben oder verboten wird, übertreten, ſind 
ſie mit einer Geldbuße bis zu 100 Mark zu beſtrafen. 
(Nr. 8343.) $. 54. 
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$. 54. 


Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt mit der Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 5 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Coblenz, den 6. Juli 1875. 


G. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


Berichtigung. 


In dem im 22. Stück der diesjährigen Geſetz-Sammlung abgedruckten 
Tarif, nach welchem das Bohlwerksgeld ꝛc. in der Stadt Damgarten zu erheben 
iſt, iſt S. 288. Z. 17. ſtatt Reife» Effekten“ zu ſetzen: Reichs⸗Effekten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


